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Sehr geehrter Herr Ranft, liebe Frau Seibert, 
sehr geehrte Mitarbeiter_innen aus den Fraktionen und aus 
den Ministerien, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte 
Damen und Herren,

herzlich Willkommen zum gemeinsamen Fachtag des Landes-
behindertenbeirates und des AWO Landesverbandes Branden-
burg e.V. „Das BTHG in der Praxis im Land Brandenburg | Wie 
kann echte Teilhabe gelingen?“.

An dieser Stelle zunächst ein großes Dankeschön an das 
Büro des Beauftragten der Landesregierung für die Belange 
der Menschen mit Behinderungen für die großzügige finan-
zielle Unterstützung. Ohne diese Unterstützung wäre dieser 
so wichtige Fachtag heute nicht möglich. Das Interesse war 
enorm, wir konnten leider nicht alle Interessenten berücksich-
tigen und hoffen sehr, dass Fachtage wie dieser in der Zukunft 
öfter stattfinden können! Vielleicht ist dies sogar ein guter 
Auftakt für Veranstaltungen in den Landkreisen und Städten in 
Brandenburg. 

Denn der große Bedarf nach Informationen zum BTHG legt 
den Finger in die Wunde des zentralen Aspekts beim Thema 
Teilhabe und BTHG: Um das BTHG praktisch wirksam werden 
zu lassen, müssen die Menschen, die es betrifft, das Gesetz 
kennen. Es kommt nicht in erster Linie darauf an, was theo-
retisch im Gesetz steht, sondern es kommt zuallererst darauf 
an, inwieweit die Menschen praktisch in der Lage sind, ihre 
gesetzlich verankerten Ansprüche durchzusetzen.

Und nicht nur die Menschen mit Behinderungen und ihre Ver-
bände sollten das Gesetz kennen. Auch die Menschen um sie 

herum sollten die neuen Regelungen kennen – Angehörige und 
Betreuer_innen, Mitarbeitende in Einrichtungen und Diensten, 
Mitarbeitende in den Betrieben, Mitarbeitende in den Ämtern 
vor Ort, Mitarbeitende von Beratungsdiensten usw. Wenn 
wir die Grundphilosophie hinter dem BTHG und Inklusion in 
unserer Gesellschaft ernst meinen, sind wir alle gemeinsam 
gefordert, dieses so wichtige Ziel gemeinsam versuchen zu 
erreichen. 

Deshalb freuen wir uns sehr, dass wir heute hier so viele ver-
schiedene Menschen begrüßen können, die Interesse haben, 
mit uns gemeinsam das BTHG zu beleuchten. Lassen Sie uns 
die Gelegenheit heute nutzen. Wenn wir von einem überzeugt 
sind, dann davon, dass es nur gemeinsam gelingen kann, das 
BTHG für die Menschen umzusetzen. 

•	 Wie können wir gemeinsam den so oft zitierten Paradig-
menwechsel, der durch das BTHG herbeigeführt werden 
soll, Wirklichkeit werden lassen?

•	 Was müssen wir – mit Blick auf das Teilhabeziel - bei der 
Umsetzung des BTHG im Land Brandenburg beachten?

•	 Was sollten wir bei der Sicherung von Teilhabe im Rahmen 
von Bedarfsermittlung und Gesamtplan- und Teilhabeplan-
verfahren beachten? 

•	 Gibt es ggf. Merkpunkte für Regelungsbedarf auf Landes-
ebene (AusfG oder Landesrahmenvertrag)?

 
Die Umsetzung des BTHG ist eine riesengroße, sehr komplexe 
und vielfach auch sehr mühsame Aufgabe. Ich glaube, wir alle 
können hiervon im Moment ein Lied singen.  

Wir sind trotzdem der Meinung, dass es sich lohnt, die Her-

Anne Baaske, Geschäftsführerin  
AWO Landesverband Brandenburg e.V. 

Begrüßung
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ausforderung anzunehmen. Wir haben es mit einer Jahrhun-
dertreform zu tun, die unsere Gesellschaft ganz entscheidend 
beeinflusst. Wir haben die Chance, die Gelegenheit zu nutzen, 
Inklusion in der Gesellschaft weiter voranzutreiben und die 
Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen zu verbes-
sern. Hier kommt es darauf an, wie das BTHG in Brandenburg 
umgesetzt wird.

Drei Ziele dürfen wir bei der Umsetzung des BTHG im Land 
Brandenburg nicht aus dem Blick verlieren:

1.	 Wir müssen für gute und einheitliche Lebensbedingun-
gen für Menschen mit Behinderungen im ganzen Land 
Brandenburg sorgen – unabhängig davon, in welchem 
Landkreis die Menschen leben.  Dies ist ein verfassungs-
gemäßer Auftrag!

2.	 Es muss darum gehen, eine moderne Eingliederungshilfe 
im Land Brandenburg zu entwickeln, die der UN-Behin-
dertenrechtskonvention und dem „neuen Geist des BTHG“ 
Rechnung trägt. Für beide Punkte ist eine Bündelung von 
Ressourcen und Fachlichkeit auf Landesebene notwendig! 
Die Richtung, die im aktuellen Referentenentwurf des 
AG SGB IX eingeschlagen ist, halten wir für richtig und 
notwendig. Das ist das Minimum, was wir brauchen. Wir 
freuen uns sehr, dass das Land in Zukunft eine gestalteri-
sche Rolle einnehmen wird.

3.	 In die Prozesse müssen die beteiligten Akteure einbezo-
gen sein. Sofern es dem Wunsch des Nutzers entspricht, 
sollten alle, die zu einer guten Erbringung der Leistung 
beitragen können, im Gesamtplanverfahren mitarbeiten. 
Dies umfasst die bisherigen Einrichtungen und Angebote, 
als auch die künftigen. Denn: Damit z.B. Leistungserbrin-

ger passgenaue Leistungen für die Menschen erbringen 
können, müssen sie wissen was im Gesamtplan steht. 
In den allermeisten Situationen ist es doch so, dass der 
Leistungsberechtigte und der Leistungserbringer ein über 
Jahre gewachsenes Vertrauen zu einander haben. Warum 
also sollten wir dieses Wissen nicht nutzen?  

 
Wir können die aktuelle Phase, in der wir sowieso tätig werden 
müssen, nutzen, um die Eingliederungshilfe im Land Branden-
burg strategisch weiter zu entwickeln und zu erneuern. Das 
heißt nicht, das alles schlecht war, was wir bisher gemacht 
haben, aber in regelmäßigen Abständen zu reflektieren, was 
man eigentlich tut und sich über seine Ziele klar zu werden, ist 
sinnvoll! 

Die genannten Ziele sind vor dem Hintergrund aktueller 
Herausforderungen nicht leicht zu erreichen. Zu nennen sind 
hier z.B. die demografischen Entwicklungen – wir werden alle 
älter. Dies hat auch – u.a. finanzielle – Auswirkungen auf die 
Unterstützungssysteme für Menschen mit Behinderungen. 

Lassen Sie uns gemeinsam die schwierigen Herausforde-
rungen angehen und daran arbeiten, dass wir hierauf kluge 
Antworten finden und nicht schnellen Kostensenkungsmecha-
nismen Raum geben.
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Begrüßung

Liebe Frau Baaske, vielen Dank für Ihre einleitenden Worte. 
Sehr geehrter Herr Ranft, sehr geehrte Damen und Herren 
des Landtages, der Verwaltungen und Einrichtungen, liebe 
Mitglieder des Landesbehindertenbeirates, auch ich darf Sie 
im Namen des Landesbehindertenbeirats Brandenburg ganz 
herzlich zu unserem heutigen Fachtag begrüßen. 

Die erfreulich große Teilnehmerzahl zeigt uns, dass der Bedarf 
an Informationen zum BTHG riesig ist. Ich schließe mich 
deswegen dem ausdrücklichen Dank an das Büro des Beauf-
tragten der Landesregierung für die Belange der Menschen mit 
Behinderungen an. Ohne dessen finanzielle Bewilligung hätte 
der heutige, so wichtige Fachtag nicht stattfinden können.

Anne Baaske hat es bereits erwähnt – die Umsetzung 
des BTHG ist eine große und komplexe Aufgabe, bei 
der es vor allem darauf ankommt den Auftrag der 
UN-Behindertenrechtskonvention – die Stärkung der 
Selbstbestimmung und der Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen – umzusetzen.

Um eine echte Teilhabe – im Sinne der UN-Behindertenrechts-
konvention und des Bundesteilhabegesetzes – Wirklichkeit 
werden zu lassen, bedarf es vielfältiger Anstrengungen. 

Lassen Sie mich deshalb noch einmal kurz auf die für uns zent-
ralen Aspekte eingehen, die im Umsetzungsprozess des BTHG 
erfüllt werden müssen:

•	 Die Schaffung und Garantie wirklicher gleichwertiger 
Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne 
Behinderungen, wie sie auch in der brandenburgischen 
Landesverfassung Art. 12 verankert sind. 

•	 Die Schaffung eines modernen Eingliederungshilferechts 
im Land Brandenburg

•	 und die Einbeziehung aller im Umsetzungsprozess betei-
ligten Akteure zu sichern.

 
Die Schaffung einheitlicher Lebensbedingungen von Menschen 
mit und ohne Behinderungen hängt für uns untrennbar mit der 
Schaffung eines modernen Eingliederungshilferechts zusam-
men. Nur wenn die Verantwortung für die Eingliederungshilfe 
auf Landesebene angesiedelt ist, kann eine wirkliche perso-
nenzentrierte Leistung garantiert werden, die nicht Gefahr 
läuft nach Kassenlage der Kommunen zu differieren. 

Das Land trägt die Verantwortung sowohl für eine flächen-
deckende, bedarfsdeckende, am Sozialraum orientierte und 
inklusiv ausgerichtete Angebotsstruktur als auch für die Ge-
währleistung einer ordnungsgemäßen Aufgabenerfüllung der 
zu bestimmenden zuständigen Träger der Eingliederungshilfe.

Das hat der Landesbehindertenbeirat in seinem Positionspa-
pier an die Landesregierung gefordert. Wir begrüßen in diesem 
Zusammenhang alle Schritte auf dem Weg zu einer landesein-
heitlichen Versorgungsstruktur.

Das wird und muss unser aller Anliegen sein. 

Gerade die jetzige Umsetzungsphase des BTHG bis 2023 
macht eine vollumfängliche Teilhabe und Mitwirkung von 
Menschen mit Behinderungen wichtiger denn je. Um dieser 
Aufgabe wirklich gerecht zu werden braucht es eine starke 
Interessensvertretung.  

Marianne Seibert  
Vorsitzende, Landesbehindertenbeirat Brandenburg  
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Der Landesbehindertenbeirat mit seinen 18 landesweit tätigen 
Behindertenverbänden ist eine starke Interessenvertretung. 
Inklusive Teilhabe gestalten – dafür setzt sich der Landesbe-
hindertenbeirat ein.

Damit der Landesbehindertenbeirat dieser Verantwortung in 
angemessenem Umfang nachkommen kann, müssen ent-
sprechend professionelle Strukturen gewährleistet sein. Die 
sachliche und finanzielle Ausstattung, dazu gehört eine haupt-
amtliche Referentenstelle, ist hier unumgänglich.

Ausschließlich in ehrenamtlicher Arbeit kann eine umfassen-
de Teilhabe, wie sie der „Geist des BTHG“ erfordert, nicht 
gewährleistet werden.

Aber wie bereits erwähnt wurde – es kommt darauf an, dass 
alle Akteure den Umsetzungsprozess des BTHG in angemes-
sener Weise begleiten und dabei möglichst an einem Strang 
ziehen, um die Ziele zu erreichen. 

Der heutige Fachtag ist ein wunderbarer Anfang, um die Infor-
mation und die Kooperation der unterschiedlichen Akteure im 
Land Brandenburg zu stärken. Lassen Sie uns diese Veranstal-
tung heute also als Auftakt nehmen, um den Diskussionspro-
zess und das gegenseitige Verständnis voranzubringen.

Der Bedarf nach Information und Vernetzung zu diesem wichti-
gen Prozess ist groß.

Deshalb richten wir uns an das Sozialministerium und an 
die Landkreise, mit der Forderung an diesen heutigen Tag 
anzuknüpfen und auch in Zukunft weitere Fachtage dieser 
Art zu veranstalten, nicht nur in Potsdam, sondern auch 

dezentral in den 14 Landkreisen und vier kreisfreien Städten. 
Dies ist notwendig, um ein wirklich gemeinsames Verständnis 
zu den Regelungen, Prozessen und Definitionen bei allen 
Verantwortlichen, vor allem aber bei den Menschen mit 
Behinderungen zu erreichen.

Sie sehen meine Damen und Herren, der Umsetzungsprozess 
des BTHG stellt uns alle vor eine große Herausforderung. Wir, 
der Landesbehindertenbeirat, stellen uns dieser Aufgabe und 
werden die Umsetzung des BTHG begleiten und die Beratung 
der Landesregierung und der Ministerien, mit unseren Empfeh-
lungen und Forderungen, fortsetzen. 

Im Leitbild der Landesregierung wurde im Maßnahmenpaket 
2.0 beschlossen, die volle und gleichberechtigte Teilhabe der 
Menschen mit Behinderungen in Brandenburg umzusetzen. Sie 
wird sich daran messen lassen, wie ernst sie es meint. 

Ich freue mich darauf, gemeinsam die Herausforderungen an-
zugehen und mit Ihnen daran zu arbeiten, dass die Umsetzung 
des BTHG in Brandenburg zu einer Erfolgsgeschichte wird.

Lassen Sie mich mit den Worten von Willy Brandt schließen 
und uns gemeinsam eine ertragsreiche Veranstaltung wün-
schen.

Wir gestalten sie in Brandenburg mit.

Der beste Weg, die Zukunft  
vorauszusagen, ist sie zu gestalten. 
Willy Brandt | Bundeskanzler a.D. | 1913-1992
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Wie kann echte Teilhabe für Menschen mit Behinderungen 
gelingen? Was bedeutet der neue Behinderungsbegriff für die 
konkrete Praxis? Wie verändert sich das Leistungssystem im 
Zuge der Personenzentrierung? Wie kann der „Kulturwandel 
BTHG“ wirklich in den gesellschaftlichen und politischen Pro-
zessen umgesetzt werden?

Sich der Beantwortung dieser zentralen Fragen bei der Um-
setzung des BTHG zu nähern und in diesem Zusammenhang 
zu erörtern, wie der Umsetzungsprozess des BTHG im Land 
Brandenburg gestärkt werden kann, das war das Ziel des 
Fachtags am 28. Juni 2018. Dieser bot erstmalig eine Platt-
form für Information und Austausch zwischen den verschie-
denen behindertenpolitischen Akteuren aus dem ganzen Land 
Brandenburg und leistete einen Beitrag dazu, dass der neue 
Teilhabebegriff nicht trockene Theorie im Gesetzestext bleibt, 
sondern lebendige Wirklichkeit in Brandenburg werden kann.

Referentinnen und Referenten des Fachtages mit 90 Teilneh-
menden waren Rechtsanwalt (RA) Reinhold Hohage sowie 
Vertreterinnen aus Sachsen und Thüringen, die von ihren dorti-
gen Erfahrungen mit dem Gesamtplanverfahren und der Be-
darfsermittlung berichteten. Grußworte sprachen neben den 
Gastgeberinnen Marianne Seibert, Vorsitzende des Landesbe-
hindertenbeirates Brandenburg, und Anne Baaske, Geschäfts-
führerin des AWO Landesverbandes Brandenburg e.V., der für 
das BTHG zuständige Abteilungsleiter aus dem Ministerium 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie (MASGF), 
Michael Ranft, sowie der Beauftragte der Bundesregierung für 
die Belange von Menschen mit Behinderungen, Jürgen Dusel. 

Nachdem seit Ende 2017 der BTHG-Gesetzgebungsprozess 
auf Bundesebene abgeschlossen ist und das BTHG auf dem 
Papier schrittweise in Kraft tritt, geht es nun um die konkrete 
Umsetzung vor Ort.

In zwei zentralen Vorträgen und drei unterschiedlichen 
Workshops wurden die Chancen, Risiken und Herausforde-

rungen, die das BTHG bereithält, diskutiert. Dabei wurde ein 
Gesamtüberblick aus Sicht der drei wesentlichen Perspektiven 
herausgearbeitet. Die der Leistungsberechtigten, die der Leis-
tungserbringer und die der Kostenträgerseite. Aus dem ganzen 
Land Brandenburg waren Vertreterinnen und Vertreter dieser 
drei betreffenden Sichtweisen zugegen. 

Die zentrale Herausforderung bei der Umsetzung des BTHG ist 
es, die drei z.T. nicht immer deckungsgleichen Perspektiven 
unter einen Hut zu bekommen – immer unter der Prämisse des 
neuen BTHG-Paradigmas: Der Mensch steht als Ganzes im 
Mittelpunkt und nicht seine Defizite. 

Denn: Grundlage des BTHG ist ein neuer Behinderungsbegriff 
nach der UN-Behindertenrechtskonvention: „Menschen mit 
Behinderungen sind Menschen, die körperliche, seelische, 
geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in 
Wechselwirkungen mit einstellungs- und umweltbedingten 
Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate hindern können.“

Für Menschen mit Behinderungen ist das Gelingen des Pa-
radigmenwechsels – weg vom Fürsorgeprinzip, hin zu einem 
personenzentrierten, modernen Teilhabewesen – das zentrale 
Gegenwarts- und Zukunftsthema. Leistungserbringer und Kos-
tenträger stehen vor der Herausforderung, dieses umzusetzen. 
Im Laufe des Fachtags wurde deutlich: Nur wenn alle beteilig-
ten Akteure in vertrauensvoller Kooperation zusammenarbei-
ten, kann diese gesellschaftliche Mammutaufgabe gelingen. 

Der Fachtag war für diesen vertrauensbildenden Kooperations-
prozess ein gelungener Auftakt. Es wurde aber auch deutlich, 
dass dieser Prozess weiter unterstützt und gefördert werden 
muss, um einen Paradigmenwechsel wirklich befördern zu 
können.

Kooperation als notwendige Voraussetzung für einen  
gelingenden Paradigmenwechsel 

Inhalt &  
Ergebnisse
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Kooperation als notwendige Voraussetzung für einen  
gelingenden Paradigmenwechsel 

RA Reinhold Hohage von der Kanzlei Hohage, May und Partner 
referierte über die großen Ziele und Herausforderungen im 
Zuge der Umsetzung des BTHG im Land Brandenburg. 

Der Zeitplan der stufenweisen BTHG-Umsetzung wird teilweise 
erfüllt, in einigen Bereichen gibt es noch Nachholbedarf. U.a. 
sei der Verhandlungsprozess zu einem neuen Landesrahmen-
vertrag, der spätestens Mitte 2019 fertig sein soll, in Bran-
denburg positiv zu bewerten – auch im Vergleich zu manch 
anderen Bundesländern. Bei anderen Themen ist Brandenburg 
dagegen nicht im durch das BTHG vorgegebenen Zeitplan. 
Dies betrifft v.a. die Klärung der Zuständigkeit des Trägers der 
Eingliederungshilfe und die Entwicklung eines Instruments zur 
Ermittlung des Rehabilitationsbedarfs gemäß § 13 SGB IX. RA 
Hohage äußert schließlich Zweifel, dass bis zum Jahr 2023, wie 
vorgesehen, die Frage des leistungsberechtigten Personen-
kreises geklärt sein wird.

Eine große Herausforderung werde die für Ende 2019 
notwendig werdende Überprüfung der Bewilligungsbescheide 
und Widerspruchsverfahren sowie die damit 
zusammenhängende Unterstützung der Leistungsberechtigten. 
Hier brauche es ein pragmatisches und kooperatives 
Vorgehen, auch um einen eventuellen Aufwuchs an Klagen zu 
verhindern.

Für Leistungsberechtigte, Leistungserbringer und  
Leistungsträger werde vor allem das Bedarfsermittlungs- 
verfahren von elementarer Bedeutung sein. Hier werden die 
Grundlagen für den Gesamtplan gelegt, aus dem hervorgeht, 

welche Leistungen erbracht werden müssen. Es wird 
entscheidend sein, wie sich die neue Personenzentrierung auf 
die personelle Ausstattung der Leistungsträger auswirkt. 

Zu den v.a. für die Leistungserbringer großen Herausforderun-
gen gehören schließlich die Trennung von Fachleistungen und 
Leistungen der Grundsicherung sowie die Frage der Abgren-
zung von Teilhabe- und Pflegeleistungen. 

Des Weiteren bedarf es in Bezug auf den Vorrang inklusiver 
Wohnformen Sicherheiten für die Leistungserbringer, die 
über den Rahmenvertrag sichergestellt sein müssen, um 
eine flächendeckende Angebotsstruktur zu garantieren. In 
den Ballungsgebieten stellen sich spezielle Fragen vor dem 
Hintergrund eines knappen Angebots an bezahlbarem Wohn-
raum. Die Leistungsberechtigten dürfen nicht vor die Situation 
gestellt werden, dass sie ihren Rechtsanspruch in der Praxis 
nicht wahrnehmen können, weil die Situation vor Ort dies 
faktisch nicht zulässt. 

Die Umsetzung des BTHG müsse so gestaltet werden, dass die 
Probleme und Sorgen der jeweils anderen Seite angemessen 
berücksichtigt werden, um frühzeitig auf mögliche Fehlent-
wicklungen reagieren zu können. Nur so kann der Paradigmen-
wechsel vollzogen werden – weg vom alten Fürsorgesystem, 
hin zu einem modernen, personenzentrierten Teilhaberecht. 

Update BTHG – 
Überblick über Herausforderungen und Perspektiven

Bedarfsermittlungsverfahren und Gesamtplan 
„Die Ermittlung des individuellen Bedarfes des Leistungs-
berechtigten muss durch ein Instrument erfolgen, das sich 
an der Internationalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit, 
Behinderung und Gesundheit (ICF) orientiert.“ 

Die Stärkung des Wunsch- und Wahlrechts ist eine der wesent-
lichen Neuerungen für die Gruppe der Menschen mit Behinde-
rungen und steht deshalb im besonderen Fokus des BTHG-
Umsetzungsprozesses.

Es wird zurzeit ein Brandenburgischer Individueller Teilhabe-
plan (ITP) entwickelt, der diesen Anforderungen Rechnung 
tragen soll.

Um Erfahrungen und Impulse aus anderen Bundesländern mit 
dem ITP und den Gesamtplänen zu nutzen, wurden auf dem 
Fachtag die Erfahrungen mit dem ITP aus Thüringen und aus 
Sachsen in zwei Workshops erörtert.

Vollständiger Vortrag ab Seite 16
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Im Workshop 1 berichtete Antje Rebhan, Landratsamt Son-
neberg, über ihre Erfahrungen mit dem ITP-Thüringen. Die 
Entwicklung wurde ab dem Ausgangsjahr 2011 geschildert. 
Damals habe es in Thüringen weder bei den Leistungserbrin-
gern noch bei den Leistungsträgern eine Abstimmung unterei-
nander gegeben, geschweige denn habe eine Steuerung oder 
Reflexion stattgefunden. 

Die Herausforderung habe darin bestanden, ausgehend von 
dieser Situation einen Kulturwandel zu schaffen, der eine 
konsequente Umsetzung des ITP bedeutet.

Für diesen Wandel habe es die Schaffung von strukturellen Vo-
raussetzungen bedurft, sowie die Regelung der Rahmenbedin-
gungen, in denen das gemeinsame Vorgehen definiert werden 
konnte. Für das Gelingen war es zentral, dass die verschie-
densten Ebenen, die vom ITP betroffen sind, in den Prozess 
mit einbezogen wurden. Der ITP-Thüringen wurde zunächst im 
ambulanten Bereich erprobt und dann schrittweise auf den 
(teil-) stationären Bereich ausgeweitet. 

Als dialogischer Prozess der Teilhabeplanung ist der ITP nach 
Auffassung von Frau Rebhan ein wirklicher Systemwandel, Im 
Ergebnis bedeutet dies:

•	 Kostenträger werden zu Leistungsträgern, Versorger wer-
den zu Assistenzen.

•	 Die individuellen Fähigkeiten und Potentiale der Leistungs-
berechtigten werden durch konsequente Ressourceno-
rientierung erkannt und die Selbstbestimmung und die 
Teilhabe am gemeinschaftlichen Leben werden gefördert.

 
Der Prozess einer konsequenten Personenzentrierung verläuft 
in drei Stufen:

1.	 individuelle Bedarfsermittlung
2.	 integrierte Teilhabeplanung
3.	 personenzentrierte Leistungserbringung
 
Eine zentrale Gelingensbedingung ist nach Schilderung von 
Frau Rebhan das Vorhandensein gut ausgebildeter Fachkräfte 
auf allen Seiten.

Verfahren: Personenzentrierung im  
Gesamtplanverfahren mit dem ITP Thüringen erreichen

In Workshop 2 stellte Frau Klose, Kommunaler Sozialverband 
Sachsen, die dortigen Erfahrungen in der Erprobungsphase 
des neuen Bedarfsermittlungsinstruments ITP Sachsen vor. 

Zunächst wurde in Sachsen eine neutrale ITP-Fassung erprobt. 
Dies geschah für alle Leistungsbereiche, Behinderungsarten, 
Altersstufen und Sozialräume in verschiedenen Modellregio-
nen. In der zentralen Steuerungsgruppe, die den ITP vorbe-
reitete, waren alle relevanten Akteure vertreten, die in ihrer 
Funktion die Leistungsträger, Leistungserbringer und Leis-
tungsberechtigten repräsentierten. 

Der dialogische ITP-Prozess bedeutet nach Darstellung von 
Frau Klose, dass unter Berücksichtigung der Fähigkeiten des 
jeweiligen Leistungsberechtigten, dessen Ziele und Wünsche 
abgefragt werden, woraus konkret umsetzbare Ziele für die 
kommenden 6 bis 24 Monate definiert werden. Die ITP-Dialo-
ge werden vor Ort durchgeführt. In diesen 1,5 bis 3 stündigen 
Gesprächen steht der Leistungsberechtigte im Mittelpunkt. 
Daneben nehmen noch Vertreter der Kostenträger, der Be-
zugsbetreuer, der Leistungsanbieter und ggf. der gesetzliche 
Betreuer teil. Deutlich formuliert wurde: Kein ITP kann allein 
am Schreibtisch entwickelt werden, sondern muss Ergebnis 

Instrumente: Teilhabe mit dem ITP Sachsen erreichen –  
Ergebniszusammenfassung 

Erfahrungen aus der Praxis im Landkreis Sonneberg / Thüringen

WORKSHOP #01

WORKSHOP #02

Vollständiger Vortrag ab Seite 26
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eines umfassenden Gesprächsprozesses sein, bei der die 
Leistungsberechtigten im Mittelpunkt stehen. 

Im Workshop wurden konkrete Beispiele aus den ITP-Gesprä-
chen gezeigt, die einen Eindruck vermittelten, wie der dialo-
gische Prozess abläuft. Der Paradigmenwechsel durch das 
BTHG bedeutet, dass die Ziele und Wünsche der Leistungs-
berechtigten ernst genommen werden müssen und es weder 
Angst noch Scheu vor diesen Wünschen und Zielen geben 
darf. In diesem Zusammenhang wurde der große Bedarf an 
Beratungskompetenz deutlich, den die Bedarfsermittler haben, 
und dass der Weg zu einer vollständigen Umsetzung einer 
personenorientierten Bedarfsermittlung noch weit ist. 

Das Ergebnis des Workshops war schließlich: Es braucht eine 
hohe Qualifikation aller am Gesamtplan beteiligten Akteure. 
Um die Beratungskompetenz der Leistungsträger zu stärken, 
gibt es einerseits einen hohen Schulungsbedarf, anderseits 
muss mehr Geld in die Hand genommen werden, um höher 
eingruppiertes Fachpersonal für die große Aufgabe BTHG 
gewinnen zu können.

Trennung von existenzsichernden Leistungen und  
Leistungen der Eingliederungshilfe 

In Workshop 3 arbeitete RA Reinhold Hohage mit den Teilneh-
menden die Knackpunkte der Trennung von existenzsichern-
den Leistungen (SGB XII) und Leistungen der Eingliederungs-
hilfe (SGB IX) heraus. Diese Trennung ist für die Seite der 
Leistungserbringer eine der inhaltlich größten Herausforderun-
gen und bedarf großer Konzentration und Anstrengungen. Die 
Trennung von (teil-) stationär und ambulant wird aufgehoben 
– das Ziel sind inklusive Wohnformen. 

Vor allem die Zuordnung und Aufteilung der gebäudebezoge-
nen Kosten wird für die Leistungserbringer und Leistungsträ-
ger ein Knackpunkt. 

Im Workshop wurden – vor allem aus Sicht der Leistungs-
erbringer – Strategien erörtert, wie mit der neuen Trennung 
umzugehen ist. Denn: Teilt ein Leistungserbringer einen 
Kostenbestandteil weder der EGH, noch den Kosten der 
Unterkunft (KdU) zu, bedeutet dies eine Nichtfinanzierung von 
Kostenbestandteilen.

Im Kontext der Frage der Trennung von Fach- und existenzsi-
chernden bzw. Pflegeleistungen ist weniger die Angelegenheit 
an sich – bspw. das Aufräumen der Wohnung – entscheidend, 
sondern vielmehr die dahinterstehende Zielsetzung. Es gilt, die 
Zielsetzung klar im Rahmenvertrag zu definieren.  Sonst läuft 
man Gefahr, dass bspw. Teilhabe- und Pflegeleistung identisch 
sind und am Ende beide Seiten die Zuständigkeit ablehnen. 

Hier müssen klare Regeln und Abgrenzungen geschaffen 
werden!

Aus Sicht der Menschen mit Behinderungen ist dafür Sorge 
zu tragen, dass die Trennung von Fachleistungen und exis-
tenzsichernden Leistungen nicht dazu führt, dass es durch die 
niedrigen Sätze der existenzsichernden Leistungen zu neuen 
Teilhabebarrieren kommt. Ein Mensch mit Behinderung in 
einer besonderen Wohnform soll nach Ansicht von RA Hohage 
aus seiner Grundsicherung nur solche Kosten tragen, die auch 
von einem Bezieher von Grundsicherung ohne Behinderung 
aus den Regelsätzen und den Kosten der Unterkunft zu tragen 
sind. Behinderungsspezifische Ausgabeposten müssen ander-
weitig finanziert werden.

Die neue Aufteilung könne durchaus die Gefahr einer neuen 
Teilhabebarriere bedeuten. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass 
auch in der Praxis die umfassende Teilhabe gewährleistet 
wird und der finanzielle Spielraum nicht bedeutet, dass eine 
faktische Teilhabegrenze existiert. Denn: BTHG und UN-
Behindertenrechtskonvention kennen keine Grenze des neuen 
Teilhabebegriffs. 

WORKSHOP #03

Vollständiger Vortrag ab Seite 34

Vollständiger Vortrag ab Seite 42
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RA Hohage attestiert dem Land Brandenburg einen durch-
schnittlichen Umsetzungsstand, der insgesamt positiv zu 
bewerten ist. In Brandenburg arbeiten zur Zeit mehrere 
Projektgruppen, bestehend aus Vertretern der Leistungsträger, 
der Leistungserbringer und der Leistungsberechtigten den 
Rahmenvertrag und das Bedarfsermittlungsinstrument aus. In 
mehreren Untergruppen werden vor allem die Fragen des ITP, 
der zukünftigen Leistungsinhalte und die Frage der Vergütun-
gen geklärt.

 Im „Gesetz zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes“, zu 
dem aktuell der Referentenentwurf im MASGF überarbeitet 
wird, werden die zuständigen Träger der Eingliederungshilfe 
benannt und die Rolle des Landesbehindertenbeirates als Inte-
ressenvertretung der Menschen mit Behinderungen definiert.

Zentrale Herausforderungen der nächsten Jahre 
Im Rahmen des Fachtags wurden zwei Themenblöcke deutlich, 
die besondere Relevanz für die praktische Umsetzung des 
BTHG haben. 

Neben den ausführungsgesetzlichen und rahmenvertraglichen 
Regelungen steht insbesondere in den nächsten Jahren 
die Frage im Vordergrund , wie der Hilfebedarf zukünftig 
personenzentriert ermittelt wird und welche Voraussetzungen 
im Verfahren dafür notwendig sind. 

Schließlich wird uns die Frage des Paradigmenwechsel des 
BTHG und eines damit zusammenhängenden Kulturwandels 
noch viele Jahre begleiten. 

Bei der Diskussion um Hilfebedarfserfassung und ITP hat sich 
gezeigt, dass dieser ein Instrument ist, das eine gute Orientie-
rung bieten kann, aber keines, das die Kultur der beteiligten 
Akteure ändern kann. Vielmehr braucht es Menschen, die den 
notwendigen Kulturwandel von sich aus anschieben.

Um das Instrument ITP zu einem Erfolg werden zu lassen, 
bedarf es vieler Anstrengungen:

•	 Regionale, gemeinsame Schulungen aller Akteure, um ein 
gemeinsames Grundverständnis einer Orientierung an den 
ICF-Kriterien zu erreichen.

•	 Es braucht nicht nur individuelle, sondern auch örtliche 
Teilhabeplanung, die das soziale Umfeld berücksichtigt.

•	 Es braucht ein Empowerment für die 
Leistungsberechtigten.

•	 Die relevanten Bezugspersonen des Leistungsberechtig-
ten sollten – sofern der Mensch dies wünscht – in das 
Verfahren einbezogen sein (Leistungserbringer, Bezugser-
zieherinnen und -erzieher, Betreuerinnen und Betreuer…).

•	 „ITP ist kein Formular. ITP heißt Dialog.“
•	 Es braucht gut qualifizierte Fachkräfte, die einerseits 

fachkundig sind und andererseits den Kulturwandel ver-
innerlicht haben und den gebotenen Perspektivwechsel 
wirklich vollziehen. 

 
Im Laufe des Fachtags wurde deutlich, dass der ITP 
funktionieren kann, wenn der dialogische Charakter 
sichergestellt ist und die ITP-Bögen als wirkliche 
Gesprächsprotokolle genutzt werden. Einigkeit bestand 
darüber, dass vermieden werden muss, dass dieser wie ein 
Grundsicherungsformular nur angekreuzt und abgearbeitet 
wird. Denn: “Kein ITP kann am Schreibtisch erstellt 
werden“ (Informationspunkt: siehe Vortrag ab Seite 34) 
Der Kulturwandel muss nach Ansicht der Teilnehmenden 
bedeuten, dass das Amt zum Menschen kommt und nicht 
umgekehrt. 

Das Wunsch- und Wahlrecht bedeutet möglicherweise eine 
Kollision mit den Zielen einer Einrichtung. Hier muss klar de-
finiert werden, wie und inwieweit zukünftig ein Wunsch eines 
Bewohners aufgrund eines Einrichtungsziels eingeschränkt 
werden darf. 

Den Kulturwandel, der notwendig ist, um das BTHG zu einem 
Erfolg zu machen bedeutet, dass die Personenzentrierung im 
täglichen Umsetzungsprozess gelebt werden muss. Dieser 
Prozess befindet sich noch am Anfang und ist noch ein weiter 
Weg. Der gemeinsame Fachtag war aber ein wichtiger Beitrag, 
diesen Prozess in Brandenburg voran zu bringen. Alle Akteure 
sind aufgerufen das auf dem Papier existierende BTHG zu 
einem Erfolg in der Praxis werden zu lassen und echte Teilha-
be von Menschen mit Behinderungen an der Gesellschaft zu 
ermöglichen. 

Der Landesbehindertenbeirat Brandenburg und der AWO 
Landesverband Brandenburg e.V. werden auch in Zukunft das 
BTHG kritisch und unterstützend begleiten, um die Situation 
der Menschen mit Behinderungen im Land Brandenburg, nicht 
nur auf dem Papier, sondern auch in der Praxis, zu verbessern.

Die Umsetzung des BTHG im Bundesvergleich  
und Ausblick

Vollständiger Vortrag ab Seite 50

SCHLUSSDISKUSSION
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Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Marianne Seibert!

Als dieser Fachtag geplant wurde, habe ich als damaliger 
Beauftragter der Landesregierung für die Belange der Men-
schen mit Behinderungen meine Teilnahme sofort zugesagt. Es 
war damals für mich nicht abzusehen, dass ich wenig später, 
in gleicher Funktion auf die Bundesebene gewechselt sein 
werde. Ich bin und bleibe aber mit ganzem Herzen dem Land 
Brandenburg verbunden und freue mich sehr, dass ich hier 
heute auch als Beauftragter der Bundesregierung an diesem 
so wichtigen Fachtag - „Das BTHG in der Praxis im Land 
Brandenburg | Wie kann echte Teilhabe gelingen?“ - teilneh-
men kann. Dieser Fachtag ist ein wichtiger Beitrag, um den 
notwendigen Kulturwandel, den die Umsetzung des BTHG be-
darf, anzustoßen. Auch wenn mir das Land Brandenburg und 
die Perspektive aus Brandenburger Sicht, nach wie vor sehr 
vertraut sind, werde ich mich in meiner neuen Funktion auf die 
Perspektive aus Bundessicht konzentrieren.

Nachdem Ende 2016 der lange Diskurs um die Erarbeitung und 
Verabschiedung des BTHG zu Ende gegangen ist, wartet nun 
die eigentliche Herausforderung auf uns – wir müssen weg 
vom reinen Gesetzestext, hinein in die konkrete Umsetzung 
des BTHG in der Praxis. Das schrittweise Inkrafttreten des 
Gesetzes ist auf dem Papier vollzogen und erfolgt in den 
nächsten Jahren. Nun geht es darum, das Gesetz auch zu 
einem Erfolg in der Praxis werden zu lassen und deutlich 
mehr Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der 
Gesellschaft zu ermöglichen.

Wie kann echte Teilhabe gelingen? Um diese Eingangsfrage 
des Fachtages zu beantworten, braucht es die Einbeziehung 
aller relevanten Akteure: die Leistungsträger, die Leistungser-
bringer und in ganz besonderem Maße die Leistungsberechtig-
ten. Der heutige Fachtag ist ein wichtiger Anfang, um den Pro-
zess des Vertrauens zu fördern und den Paradigmenwechsel 
des BTHG anzustoßen – weg vom alten Fürsorgedenken, hin zu 
echter Selbstbestimmung für Menschen mit Behinderungen.

Dieser Prozess kann nicht allein auf Länderebene gelingen. 
Nicht nur Brandenburg, sondern auch der Bund hat darauf 
hinzuwirken, gleichwertige Lebensbedingungen für Menschen 
mit und ohne Behinderungen, in allen Bereichen des gesell-
schaftlichen Lebens, zu schaffen und zu garantieren.

Die UN-Behindertenrechtskonvention, aus der sich diese Vor-
gabe ableitet, ist geltendes deutsches Bundesrecht, an dem 
sich alle Gesetze und Maßnahmen zu messen haben. Inklusion 
ist aber auch eine Haltungsfrage. Ich bin der Auffassung, dass 
wir weiterhin für die Akzeptanz der Prinzipien der UN-BRK - 
und damit nicht zuletzt für die Umsetzung geltenden Rechts 
- gerade auch im Umsetzungsprozess des BTHG werben und 
diese notfalls deutlich einfordern müssen. Beispielshaft sei 
hier die „echte“  Partizipation von Menschen mit Behinderun-
gen und deren Selbstvertretungsverbänden genannt. Das wird 
der Lackmustest sein.

Die Umsetzung des BTHG in Brandenburg und  
Deutschland aus Sicht des Beauftragten der  
Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen 

Jürgen Dusel 
Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen

Grußwort
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Denn wirkliche gleichwertige Lebensbedingungen von Men-
schen mit und ohne Behinderungen sind nur zu erreichen, 
wenn Menschen mit Behinderungen ihr Selbstbestimmungs-
recht wahrnehmen können, ihnen die gleichberechtigte 
Teilhabe am Arbeitsleben, an der Bildung, beim Wohnen und 
am Sozialen Leben garantiert wird und sie ihr Wunsch- und 
Wahlrecht in der Praxis ausüben können. 

Wie kann also echte Teilhabe gelingen und wie kann sie 
konkret aussehen?
Dass wir gerade in Brandenburg auch Erfolge haben, zeigt das 
aktuelle Beispiel des inklusiven Landeswahlrechts, das soeben 
vom Landtag beschlossen wurde. Ca. 2.500 Menschen, die 
bisher in Brandenburg von ihrem elementaren Grundrecht – 
dem Recht zu wählen und gewählt zu werden – ausgeschlos-
sen waren, wird nun das aktive und das passive Wahlrecht 
gewährt. Dies ist ein wichtiger, elementarer Schritt in Rich-
tung Selbstbestimmung und Teilhabe. Dieses Thema war mir 
persönlich immer einer Herzensangelegenheit. Eine pauschale 
Aberkennung eines elementaren demokratischen Grundrechts 
für Menschen mit Behinderungen darf es in unserer heutigen 
Zeit nicht mehr geben. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet die Ver-
tragsstaaten, Menschen mit Behinderungen die volle politische 
Gleichberechtigung zu garantieren. Ich werde mich auch in 
Zukunft dafür einsetzen, dass die UN-BRK umgesetzt wird und 
die pauschalen Wahlrechtsausschlüsse vollständig abgeschafft 
werden. Vor allem im Hinblick auf die kommende Europawahl 
darf es nicht zu einer Situation kommen, in der betroffene 
Menschen in Brandenburg wählen dürfen, auf europäischer 
Ebene ihnen dieses Recht aber weiter verwehrt bleibt. 

Dass Brandenburg bei diesem Thema als drittes Bundesland 
voran geht ist eine gute Nachricht. Das Beispiel des inklusiven 
Wahlrechts in Brandenburg bestätigt allerdings auch meine 
Erfahrung und zeigt, dass auf dem parlamentarischen 
Weg oft mehr zu erreichen ist, als auf dem administrativen 
Weg. Hier ist es noch ein weiter Weg, bis auch auf allen 
Verwaltungsebenen der Paradigmenwechsel des BTHG und 
der UN-BRK angekommen ist und die gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen eine 
Selbstverständlichkeit wird.

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen bedeutet 
insbesondere, dass die Menschen um die es geht, in den 
entsprechenden Arbeitsgruppen tatsächlich mitarbeiten 
können, die die Umsetzung des BTHG diskutieren und 
umsetzen. Getreu dem Prinzip der UN-BRK und dem 
Motto: „Nicht ohne uns über uns“ muss es Menschen mit 

Behinderungen möglich sein, ihre Interessen selbst zu 
vertreten. 

Dies möglich zu machen, bedeutet die konsequente Umset-
zung von Art. 21 der UN-BRK – relevante Informationen müs-
sen rechtzeitig und ohne zusätzliche Kosten in zugänglichen 
Formaten und Technologien zur Verfügung gestellt werden. 
Dies sollte den Verantwortlichen bewusst sein.

Rechtzeitig heißt, dass den Interessensverbänden von Men-
schen mit Behinderungen ausreichend Zeit zur Verfügung 
steht, um sich in Gesetzesentscheidungen einzulesen und 
dementsprechend Stellung zu beziehen. Dass dies in der Pra-
xis oft noch nicht genug gelebt wird, zeigt sich leider immer 
wieder, wie aktuell an dem Beispiel des Implementierungs-
prozesses der EU-Richtlinie für barrierefreie Internetseiten 
öffentlicher Stellen.  

Sie sehen meine Damen und Herren, die Gesetzestexte – UN-
BRK, BTHG, Bundes- und Landesbehindertengleichstellungs-
gesetze – stehen, nun kommt es auf die Umsetzung an. Der 
Paradigmenwechsel, weg vom alten Fürsorgeprinzip, hin zu 
einem personenzentrierten, modernen Teilhaberecht ist für 
viele Menschen mit Behinderungen das zentrale Gegenwarts- 
und Zukunftsthema.

Es ist richtig und für mich auch aus Gründen unseres Demo-
kratieverständnisses unerlässlich, dass diese wichtige Frage, 
wie Teilhabe gelingen kann, Thema eines solchen Fachtages ist 
und es ist erfreulich, wenn dies auf so viel Resonanz stößt. Ich 
bin überzeugt davon, dass dieser Fachtag ein gelungener Auf-
takt ist, um die notwendigen Kooperationsprozesse zu stärken, 
die es braucht, um den Paradigmenwechsel zu vollziehen. 

Auch in Zukunft freue ich mich, mit Ihnen gemeinsam, nun auf 
der Bundesebene, daran zu arbeiten, Barrieren abzubauen und 
mehr Teilhabe zu wagen. Lassen Sie uns dafür sorgen, dass 
Teilhabe kein Begriff der grauen Theorie bleibt, überlassen Sie 
die Deutungshoheit nicht anderen sondern engagieren Sie sich 
bitte weiter dafür, dass Teilhabe auf Augenhöhe in Branden-
burg und ganz Deutschland gelebte Praxis wird. 
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Sehr geehrte Frau Seibert, sehr geehrte Frau Baaske, sehr 
geehrter Herr Rechtsanwalt Hohage, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, der Titel der heutigen Fachtagung „Das 
BTHG in der Praxis im Land Brandenburg | Wie kann echte 
Teilhabe gelingen?“ ist gut gewählt.

Im Mittelpunkt der Umsetzung des BTHG steht die Teilhabe 
der Menschen mit Behinderung.

Aber was ist Teilhabe? Das kann nicht für alle gleich beantwor-
tet werden - der eine will die gesamte Welt erleben, der andere 
sich auf seinen kleinen Umkreis konzentrieren und da sind wir 
beim Kernpunkt des BTHG: die Eingliederungshilfe soll eine 
personenzentrierte Teilhabeleistung gewährleisten.

Im Vordergrund steht der Mensch, seine Wünsche, seine Kom-
petenzen und Potentiale und sein individueller Bedarf.

Und diesen individuellen Bedarf zu definieren, ist der ganz 
zentrale Ausgangspunkt.

I.	 Daher ist ein wichtiger Schwerpunkt der Umsetzung des 
BTHG das Bedarfsermittlungsverfahren. 
Dementsprechend sind mit der 2. Umsetzungsstufe des 
BTHG die Träger der Sozialhilfe seit 01. Januar 2018 aufge-
fordert den Bedarf der leistungsberechtigten Personen in 
der Eingliederungshilfe mit einem Instrument zu ermitteln, 
das sich an der Internationalen Klassifikation der Funkti-
onsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) orien-
tiert, in den darin beschriebenen neun Lebensbereichen. 
Das MASGF hat sich gemeinsam mit den beteiligten 
Parteien, in erster Linie die örtlichen Träger der Sozialhilfe 

und der Landesbehindertenbeirat als Interessenvertre-
tung der Menschen mit Behinderungen, aber auch die 
Verbände der Einrichtungsträger, über die Einführung 
eines neuen Instrumentes und das Verfahren verstän-
digt. Eine Projektgruppe der Brandenburger Kommission, 
unter der Leitung des MASGF, erarbeitete ab September 
2017 in fünf intensiven Sitzungen einen Vorschlag für 
ein konkretes Instrument und Rahmenbedingungen für 
dessen Einführung. Unter Berücksichtigung der bundes-
weiten Entwicklungen und nach Vorstellung verschiedener 
erprobter Instrumente einigte sich die Projektgruppe auf 
den „Integrierten Teilhabeplan“ (abgekürzt ITP), welcher 
auch in Hessen, Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern 
und Sachsen angewandt wird. 
 
Die Anwendung und Weiterentwicklung des Bedarfser-
mittlungsinstrumentes ist ein ganz wichtiger Prozess 
– und dabei liegt die Betonung auf Prozess. Wir haben 
in seinem sehr partizipativen Prozess gemeinsam mit 
allen wichtigen Partnern die Entscheidung und Grundlage 
für die Bedarfsermittlung erarbeitet, das finde ich ganz 
besonders erwähnenswert, weil nicht selbstverständ-
lich. Aber im Ergebnis der einzig sinnvolle Weg, um ein 
gemeinsames Verständnis zu entwickeln. Daher werden 
wir auch den weiteren Prozess in diesem Sinne begleiten, 
die notwendigen Schulungen, aber auch Empfehlungen 
und Handreichungen auf den Weg geben, damit wir ein 
landesweit vergleichbares Bedarfsermittlungsverfahren 
etablieren können. Und damit Qualität sichern. 
 
Und wir werden das Bedarfsermittlungsinstrument und 
seine Umsetzung evaluieren, um in Auswertung der 

Darstellung zum Stand der Umsetzung der Stufe 2 des 
BTHG in Brandenburg aus Sicht der Landesregierung

Michael Ranft 
Abteilungsleiter, Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie des Landes Brandenburg

Grußwort
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Praxiserfahrungen die Bedarfsermittlung im Sinne einer 
echten Teilhabe von Menschen mit Behinderungen weiter 
entwickeln zu können. 

II.	 Ein weiterer großer Aufgabenkomplex zur Umsetzung des 
BTHG ist die Vorbereitung auf das neue Vertragswesen 
mit der Trennung der Fachleistungen von den existenzsi-
chernden Leistungen zum 01. Januar 2020. Seit Sommer 
2017 finden hierzu intensive Vorbereitungen in der zustän-
digen Vertragskommission im Land, der Brandenburger 
Kommission, statt. Eine Arbeitsgruppe zur Neugestaltung 
des Vertragsrechts mit drei Unterarbeitsgruppen „Grund-
sätzliches/Rechtliches“, „Leistungsinhalte“ und „Vergü-
tungen“ entwickelt gegenwärtig die Arbeitsgrundlagen, 
um in die Verhandlungen für einen neuen Rahmenvertrag 
eintreten zu können. Dies ist bis Ende des Jahres geplant. 
Aus den Arbeitsgruppen kann ich berichten, dass bereits 
gute konsensfähige Ansätze erkennbar sind, die für eine 
Einigung nach der vereinbarten Zeitplanung sprechen. 
Gemeinsam war es den Vertragsparteien wichtig, dass be-
reits zum gegenwärtigen Zeitpunkt die Interessenvertre-
tungen der Menschen mit Behinderungen einbezogen sind 
in die Vorarbeiten zum Rahmenvertrag. Mit der zeitnahen 
und aus Mitteln des Sozialministeriums finanzierten Per-
sonalstelle für einen Referenten beim LBB ist dafür eine 
wesentliche Voraussetzung geschaffen worden. 
Die mit dem BTHG intendierte Weiterentwicklung und 
Flexibilisierung von Leistungen der Eingliederungshilfe 
ist – wie dargelegt - ein langfristiger Prozess, für den wir 
gegenwärtig die Weichen stellen. 

III.	 Eine wesentliche Grundlage für die gelingende Umsetzung 
des BTHG ist last but not least das Ausführungsgesetz 
zum BTHG. 
Hier stellen wir zum einen ganz klar die Zielstellung her-
aus:
4.	 Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe zu einer 

personenzentrierten Teilhabeleistung,
5.	 Sicherstellung von bedarfsdeckenden, am Sozialraum 

orientierten und inklusiv ausgerichteten Angeboten 
zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung und

6.	 Gewährleistung einer einheitlichen Rechtsanwen-
dung.

Das ist unsere Richtschnur für die Umsetzung des 
BTHG
In Umsetzung dieser Ziele sind uns folgende Prämissen wich-
tig:

1. Kooperation mit allen beteiligten Akteuren. 
Ein so hochkomplexes Gesetz - oder anders ausgedrückt, der 

Paradigmenwechsel - kann nur in gemeinsamer Verantwor-
tung umgesetzt werden. Dafür haben wir die entsprechenden 
Gremien, damit wir alle Umsetzungsschritte, offene Fragen 
und die Weiterentwicklung der Leistungsstrukturen gemein-
sam erörtern und zu tragfähigen Lösungen kommen können.
Eine besondere Rolle kommt hierbei der „Arbeitsgemeinschaft 
zur Weiterentwicklung und Qualitätssicherung in der Eingliede-
rungshilfe“ zu. Dieses Gremium, indem das Land, die Kommu-
nen, die Interessensvertretung der Menschen mit Behinderung 
und der Leistungserbringer vertreten sind, werden richtungs-
weisende Themen wie Qualitätssicherung und Wirksamkeits-
überprüfung erörtert. Gleichzeitig wird der wichtige Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch ermöglicht.

2. Schaffung einer soliden finanziellen Grundlage für die 
örtlichen Träger der Eingliederungshilfe 
Das BTHG bringt zweifelsohne neue qualitative Anforderungen 
an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir wollen, dass die 
(reformierte) Eingliederungshilfe im Sinne unseres gemein-
samen Grundverständnisses und der Ziele des BTHG gut 
umgesetzt wird, also mit mehr und z.T. besser qualifiziertem 
Personal insbesondere für das Gesamtplanverfahren.

3. Umfassende Evaluation 
Wir wollen untersuchen lassen, ob die Prämissen des Geset-
zes, die finanziellen und rechtlichen Grundlagen, die Arbeits-
fähigkeit der Gremien tatsächlich funktionieren und wir die 
damit verbundene Zielstellung auch erreichen können. In 
Auswertung der Ergebnisse und unter Berücksichtigung der 
Evaluationen und Modellprojekten des Bundes werden wir 
prüfen, ob und wie ggf. das AG-BTHG (bzw. AG-SGB IX) nach-
justiert werden muss.

Vieles ist offen, alles im Fluss.

Denken sie nur an die Mutmaßungen im Rahmen des Gesetz-
gebungsverfahrens, von der Leistungseinschränkung und 
Rückschritt für die Menschen mit Behinderung bis hin zur Pro-
gnose der exzessiven Leistungsausweitung wurde der ganze 
Spannungsbogen an möglichen Auswirkungen formuliert.

Ich bin sicher, in gemeinsamer Verantwortung für die Sache, in 
Offenheit für neue Wege und Strukturen und mit der notwen-
digen Gelassenheit werden wir gemeinsam dafür sorgen, dass 
der Paradigmenwechsel auch in der Praxis ankommt - dass 
echte Teilhabe in Brandenburg gelingt.
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Reinhold Hohage 
Fachanwalt für Sozialrecht, Kanzlei Hohage, May und Partner

Update BTHG 2018 –  
Überblick über Herausforderungen und  
Perspektiven 
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Verfahren: Personenzentrierung im 
Gesamtplanverfahren mit dem  
ITP Thüringen erreichen

Personenzentrierung 
im 

Gesamtplanverfahren 
mit dem ITP-Thüringen 

erreichen

Antje Rebhan 
M.A. Klinische Sozialarbeit Landratsamt Sonneberg

Das BTHG in der Praxis 
im Land Brandenburg 

Fachtag am 28. Juni 2018 in Potsdam

WORKSHOP #01

Leitung: Susanne Meffert | Landesbehindertenbeirat Brandenburg  
Praxisinput: Antje Rebhan | Amt für Teilhabe und Soziales des Landkreises Sonneberg / Thüringen
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Landkreis Sonneberg  

 kleinster Landkreis im Freistaat Thüringen 
(433 km²)

 rund 57.000 Einwohner

 ländlich geprägt

 am Südhang des Thüringer Schiefergebirges 

 grenzt vom Rennsteig bis ins Obermaintal

 Lage an der ehemals innerdeutschen Grenze

 enge kulturelle und wirtschaftliche 
Verflechtung mit den bayerischen Nachbarn

 umgeben von den vier Landkreisen 
Hildburghausen, Saalfeld-Rudolstadt, Kronach 
und Coburg

Ausgangssituation 2011
Perspektive 
Leistungsträger

Perspektive
Leistungserbringer

Hilfeplaninstrument Vielzahl
fast jeder LE 

unterschiedlich bei 
verschiedenen LT

Hilfeplanverfahren z.T. Parallelprozesse 
(Wohnen, Arbeit,…)
keine Gesamtplanung
keine Steuerung
keine Reflexion

keine Struktur für 
trägerübergreifende 
Abstimmung der Hilfen

Betroffenen-
beteiligung

kaum 
im Hilfeplangespräch

intern gesteuert

Leistungserbringung keine Ziel- und 
Wirkungsorientierung

Fürsorge und 
Versorgung

Ausgestaltung der 
Leistungen

nach verfügbarem 
Angebot vor Ort

Einrichtungs-
orientierung

Rollenverständnis „Kostenträger“ „Versorger“
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ITP-Erprobung und Einführung

Schaffung der 
notwendigen 
Strukturen

• Landessteuerungsgruppe
• Regionale Steuerungsgruppe
• Projektkoordinatoren
• temporäre Unterarbeitsgruppen (ThAVEL, 

Regelungskatalog)

Regelung der 
Rahmen-

bedingungen

• Projektvereinbarung
• ITP-Einführungsschulung
• Regelungskatalog
• Abstimmung des Vorgehens
• Definition des Personenkreises

ITP-Erprobung und Einführung

Beteiligung/ 
Öffentlich-
keitsarbeit

• Behindertenbeauftragter, Betreuungsverein
• Informationsveranstaltung, Tag der offenen 

Tür, Eltern, Betreuer
• Einbeziehung der politischen Ebene 

(Sozialausschuss, Landrätin, Abgeordnete)

Prozess-
begleitung

• Monatsgespräche (2012-2013), seit 2014 
Anwendertreffen

• von Anwenderfragen (Instrument) zu 
Prozessfragen (Leistungsplanung) 
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ITP-Erprobung und Einführung

Adaption und 
Erprobung des 

ITPs

• Erprobung beginnend im ambulanten Bereich
• Erweiterung auf (teil-) stationäre Leistungen
• Transfer IPH und Modellprojekte
• Weiterentwicklung des Instrumentes 

Themen und 
Aufgaben

• Grundsatzfragen: z.B. Verfahrensabläufe, 
Rollen, Datenschutz, ITP-App

• „Dauerbrenner“: z.B. Übergänge (BBB-AB), 
Personalausstattung Sozialer Dienst, Fristen 
im Verfahren, Kooperation/Vernetzung

ITP-Erprobung und Einführung

Evaluation

• 2012 Evaluation durch das IPH
• Rückmeldungen der Nutzer*innen münden in 

die Anpassung des ITP

Erkenntnisse

• Systemwandel
• von der Angebots- zur Personenzentrierung 
• Prozess des Umdenkens
• Selbstbestimmung-Befähigung-Ermächtigung 

von Menschen mit Behinderung
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ITP-Fortführung und Entwicklung

ITP als
Prozess

• dialogischer Prozess der Teilhabeplanung
• Rollen und Funktionen im Prozess
• professionelle Haltung

neue 
Leistungs-

formen

• Anbieter Personenzentrierter 
Komplexleistung

• Umwandlung von Leistungen
• Quantifizierung von Leistungen 

Strategisches Vorgehen des 
Leistungsträgers

 Ausgangssituation = Bedarfsdeckung

 keine Leistungserweiterung, kein Ausbau 
einrichtungsbezogener Strukturen und 
Angebote 

 begleitende Unterstützung von LE beim 
Aufbau Personenzentrierter Komplexleistung
bzw. bei der Leistungsumwandlung

 vollumfängliche Umsetzung des 
Gesamtplanverfahrens 
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 stabile bis leicht rückläufige Fallzahlen 
(-2,7%)
➢ 428 erwachsene LB, 228 Kinder u. Jgdl. 

(Stichtag 31.12.2016)

➢ dabei stärkere Fluktuation 
 Kostenanstieg im Thüringenvergleich 

leicht über dem Median (+17,6%)

 stärkere Personenzentrierung und 
Ambulantisierung der Leistungen

 Anteil ambulanter Leistungen steigt 
durchschnittlich 2,18% pro Jahr 

Entwicklungstendenzen  

Wirkungen und Ergebnisse

Selbstbestimmung Transparenz für 
alle Beteiligten

abgestimmtes 
einheitliches 
Gesamtplan-

verfahren

Vernetzung und 
Kooperation

vom 
„Kostenträger“ 

zum 
„Leistungsträger“

vom „Versorger“ 
zur „Assistenz“

von der 
Angebots- zur 

Personenzentrierung

Steuerung und 
Gesamtverantwortung Sozialraumbezug
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Potentiale des ITP-Thüringen
• zielt auf Stärkung der Selbstbestimmung im 

Prozess und Förderung der Teilhabe am 
gemeinschaftlichen Leben

Konformität mit UN-BRK

• ICF-Basierung
• Beschreibung der Einschränkungen in 

Aktivitäten und Teilhabe
• Beschreibung der Aktivitäten des LB

Erfüllung der 
Anforderungen des 
§ 118 SGB IX n.F.

• qualitativer Gewinn für LB
• effizienter Mitteleinsatz

Wirkungsorientierung
Effizienz der Leistung

• individuelle Fähigkeiten und 
Entwicklungspotentiale

• Umfeldressourcen
Ressourcenorientierung

• SGB XI, SGB V etc.
• Dämpfung des Kostenanstiegs in der EGH

stärkere Einbeziehung 
anderer 

Leistungsansprüche

Aktuelle Themen
• Einbindung in die Strukturen (RSG)
• Definition von Rolle und Auftrag im 

Gesamtsystem und Verfahren
• Kooperation und Abgrenzung 

EUTB

• Fachamt und Finanzverwaltung
• Leistungsträger und Leistungserbringer

Modellprojekt nach 
Art. 25 Abs. 3 BTHG

• neue UAG
Indikatoren für 

Wirksamkeit und 
Wirkfaktoren

• UAG „IST“
• Indikatoren-Katalog

Indikatoren für 
Selbstbestimmung 

und Teilhabe
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Zukunftsaufgaben 2018 - 2020
•personenzentrierte Leistungen
•ambulant, wohnortnah, flexibel
•regionale Bedarfsdeckung 

Leistungssystematik

•Hilfebedarfsgruppen lösen Leistungstypen ab
•Trennung Fachleistung u.existenzsichernden L.
•Kostendynamik > Angebot schafft Nachfrage

Finanzierungssystematik

•Integrierte Teilhabeplanung (Gesamtplanung) 
•Örtliche Teilhabeplanung (Strukturplanung)Teilhabeplanung

•Zugang
•Verlauf und Übergänge
•Beendigung

aktive Steuerung 

•Gesamtplanung (personenzentrierte Leistung) 
•Strukturplanung (Inklusive Gemeinwesen)

Sicherstellungsauftrag 
nach § 95 SGB IX n.F.

•Passgenauigkeit
•Wirksamkeit
•Wirtschaftlichkeit

Standards

Wege in Personenzentrierung

Individuelle 
Bedarfsermittlung

Integrierte 
Teilhabeplanung 

Personenzentrierte 
Leistungserbringung
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Instrumente: 
Teilhabe mit dem ITP Sachsen erreichen

WORKSHOP #02

Leitung: Henrike Weber | Landesbehindertenbeirat Brandenburg 
Praxisinput: Berit Klose | Kommunaler Sozialverband Sachsen



35



36



37



38



39



40



41



42

Argumentationen:
Teilhabe mit der neuen Fachleistung 
erreichen

WORKSHOP #03

Leitung: Andrea Büricke | AWO Landesverband Brandenburg e.V. 
Praxisinput: Reinhold Hohage | Kanzlei Hohage, May und Partner
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Die Umsetzung des BTHG im Bundesvergleich: 
Was können wir aus anderen Bundesländern 
lernen? Diskussions- und Fragerunde unter 
Einbezug der Workshop-Ergebnisse

Reinhold Hohage 
Fachanwalt für Sozialrecht, Kanzlei Hohage, May und Partner
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